
Gesetzblatt Teil II Nr. 68 — Ausgabetag: 1. August 1963 541

rechenbar oder mit hinreichender Sicherheit zu schätzen 
und entsteht der Nutzen zum überwiegenden Teil 
außerhalb des benutzenden Betriebes, so ist der Teil 
der Vergütung, der auf den Nutzen außerhalb des Be­
triebes entfällt, aus dem Zentralen Fonds des Patent­
amtes zu zahlen. Der Betrieb hat einen mit Gründen 
versehenen Antrag auf Zahlung der Vergütung, nach 
Bestätigung durch das zuständige bezirkliche Staats­
oder Wirtschaftsorgan, beim Patentamt einzureichen.

§ 8
Kann vor der gemäß § 41 der Neuererverordnung zu 

bildenden Schlichtungsstelle des Betriebes eine Eini­
gung zwischen den Beteiligten nicht erreicht werden, 
so hat jeder der Beteiligten das Recht, sich an die 
Schlichtungsstelle .des Organs, dem der Betrieb zu­
geordnet ist, zu wenden. Diese Schlichtungsstelle ent­
scheidet endgültig.

§ 9
Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. August 

1963 in Kraft.
Berlin, den 31. Juli 1963

Der Präsident 
des Amtes für Erfindungs- und Patentwesen 

Dr. H e m m e r l i n g

Anordnung 
über Geheimpatente.

Vom 31. Juli 1963
Die Sicherung von Erfindungen, die geeignet sind, die 

Verteidigungsbereitschaft der Deutschen Demokrati­
schen Republik zu sichern oder zu erhöhen, erfordert 
besondere, von den allgemeinen Bestimmungen des Pa­
tentgesetzes und der Neuererverordnung abweichende 
Regelungen. Gemäß § 4 Abs. 2 des Änderungsgesetzes 
zum Patentgesetz vom 31. Juli 1963 (GBl. I S. 121) 
und gemäß § 43 Abs. 2 der Neuererverordnung vom 
31. Juli 1963 (GBl. II S. 525) wird im Einvernehmen 
mit dem Minister für Nationale Verteidigung und den 
Leitern der zuständigen zentralen Organe des Staats­
apparates folgendes angeordnet:

§ 1
Geheimhaltungspflicht

Erfindungen, die geeignet sind, die Verteidigungs­
bereitschaft unmittelbar oder mittelbar zu sichern oder 
zu erhöhen, sind geheimzuhalten.

Verantwortung für die Beachtung 
der vorläufigen Geheimhaltungspflicht 

§ 2
(1) Die Verantwortung dafür, daß die in ihrem Be­

reiche entstandenen Erfindungen hinsichtlich der Ge­
heimhaltungspflicht geprüft werden, tragen die Leiter 
der Betriebe und der zuständigen Staats- und Wirt­
schaftsorgane. Bei Vorliegen der Voraussetzungen ge­
mäß § 1 entscheiden sie über die vorläufige Geheim­
haltung. Die Leiter der Betriebe und der Staats- und 
Wirtschaftsorgane sind dafür verantwortlich, daß die 
geheimhaltungspflichtigen Erfindungen nach den Be­
stimmungen dieser Anordnung behandelt werden. Be­
stehen Zweifel darüber, ob eine Erfindung vorläufig 
geheimzuhalten ist, so entscheidet auf Antrag das Pa­
tentamt

(2) Die Leiter können die unmittelbare Prüfung der 
Erfindungen auf eine vorläufige Geheimhaltungspflicht 
und die Bearbeitung dieser Erfindungen nach den Be­
stimmungen dieser Anordnung dem Leiter des BfN oder, 
soweit ein BfN nicht besteht, dem Leiter einer geeigne­
ten Abteilung (zuständigen Leiter) übertragen. Der Lei­

ter des BfN oder der zuständige Leiter ist in diesem 
Falle schriftlich zu verpflichten. Von jeder Verpflich­
tungserklärung ist dem Patentamt ein Exemplar zu 
übersenden. g ̂

(1) Wird eine Erfindung als vorläufig geheimhaltungs­
pflichtig erkannt, dann sind alle Personen, denen diese 
Erfindung bis zu diesem Zeitpunkt bekannt geworden 
ist, durch den Leiter des Betriebes, des BfN oder den 
zuständigen Leiter schriftlich zur Geheimhaltung auf 
den Einzelfall zu verpflichten. Je eine Verpflichtungs­
erklärung ist dem Patentamt zusammen mit der An­
meldung zu übersenden.

(2) Personen, die nicht im g 2 dieser Anordnung ge­
nannt sind, dürfen nur mit Zustimmung des Patent­
amtes über die Erfindung unterrichtet werden. Werden 
weitere Personen mit Zustimmung des Patentamtes un­
terrichtet, dann gilt hinsichtlich der Verpflichtung zur 
vorläufigen Geheimhaltung Abs. 1 entsprechend.

(3) Eine Erfindung, die als vorläufig geheimhaltungs­
pflichtig erkannt wurde, ist direkt dem Patentamt zu 
übersenden. g ̂

Entscheidung über die Geheimhaltungspflicht
(1) Die Entscheidung über die Geheimhaltungspflicht 

einer Erfindung trifft das Patentamt nach erfolgter 
Anmeldung durch endgültigen Beschluß.

(2) Die Entscheidung gemäß Abs. 1 hat innerhalb einer 
Frist von 3 Monaten nach Eingang der Anmeldung beim 
Patentamt zu erfolgen.

' (3) Der Anmelder und der Erfinder können dem Pa­
tentamt jederzeit Informationen übermitteln, die nach 
ihrem Dafürhalten die Geheimhaltungspflicht nicht 
rechtfertigen. Das Patentamt ist verpflichtet, diese In­
formationen zu prüfen.

§5
Wirkung des Geheimpatents

(1) Für eine Geheimerfindung kann ein Geheimpatent 
erteilt werden.

(2) Bei Geheimpatenten erfolgt keine Veröffentlichung 
in den Bekanntmachungen des Amtes für Erfindungs­
und Patentwesen und im öffentlichen Register des 
Patentamtes. Eine Patentschrift wird nicht ausgegeben.

(3) Der Erfinder erhält vom Patentamt eine Urkunde 
über die Erteilung des Geheimpatents.

(4) Für Geheimpatente werden keine Gebühren er­
hoben.

(5) Geheimpatente dürfen nur nach vorheriger Ge­
nehmigung des Patentamtes benutzt und im Ausland 
angemeldet werden. g 6

Geheimhaltungspflichtige Neuer er Vorschläge 
und Neuerermethoden

(1) Neuerervorschläge und Neuerermethoden im 
Sinne des § 2 der Neuererverordnung vom 31. Juli 1963 
(GBl. II S. 525), die geeignet sind, die Verteidigungs­
bereitschaft unmittelbar oder mittelbar zu sichern oder 
zu erhöhen und bei denen ebenfalls die Geheimhal­
tungspflicht erkennbar ist, sind vorläufig geheimzuhal­
ten und dürfen in Abänderung des § 10 Absätze 1 und 2 
der Neuererverordnung nur dem gemäß § 2 Abs. 2 die­
ser Anordnung Verantwortlichen zugeleitet werden. Die 
§§ 3 und 4 dieser Anordnung gelten entsprechend. Bei 
der Anwendung der §§ 11 und 12 der Neuererverord­
nung ist dies entsprechend zu berücksichtigen.

(2) Die §§ 16 und 17 der Neuererverordnung finden 
keine Anwendung.

(3) Für die Benutzung der Neuerervprschläge und 
Neuerermethoden gilt § 5 Abs. 5 dieser Anordnung ent­
sprechend.


